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Bestandsfragen im Arbeitsverhältnis –
Eine Einführung

Das Spannungsfeld von Sicherheit und Flexibilität

Der moderne Arbeitsmarkt ist geprägt von komplexen Beziehungen seiner
Akteure. Arbeitgeber1 einerseits, Arbeitnehmer und auch Arbeitslose ande-
rerseits treten einander mit unterschiedlichen Intentionen gegenüber und
drängen im rechtlichen und beschäftigungspolitischen Diskurs auf eine
Durchsetzung ihrer Standpunkte. Speziell bei der Ausgestaltung arbeitsver-
traglicher Beziehungen und vor allem bei deren Beendigung zeigen sich
gegenläufige Interessen, die schwer vereinbar erscheinen.

Interessen und Einflüsse auf Seiten der Akteure

Die Gegensätze lassen sich zunächst auf vereinfachte Formeln bringen: Ar-
beitgeber fordern Flexibilität im Umgang mit ihrem Personal und ausge-
prägte unternehmerische Freiheiten bei der vertraglichen Gestaltung von
Arbeitsverhältnissen. Sehen sie diese Freiheit im Normalarbeitsverhältnis
nicht hinreichend gewährleistet, so greifen sie häufig und gerne auf soge-
nannte atypische Beschäftigungsformen zurück: Befristungen, Leiharbeit
und Werkverträge haben sich daher auf hohem Niveau neben traditionel-
len Beschäftigungsformen etabliert.2 Arbeitnehmer pochen dagegen auf
umfassenden Bestandsschutz ihrer Arbeitsverhältnisse und halten an
einem gesicherten Status fest. Ihre Zielvorstellung ist regelmäßig die unbe-
fristete Normalbeschäftigung, da sie ein hohes Maß persönlicher Planungs-
sicherheit gewährleistet. Arbeitslose erwarten schließlich finanzielle Unter-
stützung und eine schnelle Integration in den Arbeitsmarkt mit Hilfe akti-

Kapitel 1:

§ 1

A.

1 Die vorliegende Arbeit verzichtet allein aus Gründen der besseren Lesbarkeit auf
eine gendergerechte Sprache. Aufgrund der Fülle von Personenbezeichnungen
wird zur Vereinfachung stets die maskuline Form verwendet. Diese Begriffswahl
umfasst selbstverständlich stets gleichermaßen die weiblichen Akteure.

2 Vgl. Braun, S., Atypische Beschäftigungsverhältnisse: Unternehmen im Spannungs-
feld von Gestaltungsmöglichkeiten und Effizienzverlusten, NJ 2014, S. 276; Eich-
horst/ Marx/ Thode, Atypische Beschäftigung und Niedriglohnarbeit, S. 12 ff.; Wank,
Abschied vom Normalarbeitsverhältnis?, RdA 2010, S. 193 (194).
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vierender Impulse. Für sie zählen Instrumente, die auf die Beziehung zwi-
schen Arbeitnehmer und Arbeitgeber einwirken, ohne zugleich zum ab-
schreckenden Einstellungshemmnis zu werden.

Flexibilität und Sicherheit stehen sich somit als Interessenpole gegen-
über, ergänzt durch das Erfordernis, entstehenden Spannungen mit einem
ausgewogenen Instrumentenmix zu begegnen und dadurch auch den Ar-
beitslosen den Zugang zur Arbeitswelt zu erleichtern.

Angesichts solch einleitender Schlagworte darf nicht außer Acht blei-
ben, dass der Arbeitsmarkt und die individuellen Interessenlagen selbstver-
ständlich weit komplexer und vielschichtiger sind. So beeinflussen gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Megatrends3 als dauerhafte strukturelle
Umwälzungen die Beziehungen der Akteure und deren rechtliche Ausge-
staltung. Diese Trends können wiederum in unterschiedliche Richtungen
weisen. Zum einen bringt die demografische Entwicklung langfristig ein
sich verringerndes Erwerbspersonenpotenzial4 mit sich und begründet da-
mit ein wachsendes Arbeitgeberinteresse, qualifiziertes Personal dauerhaft
an sich zu binden. Auf der anderen Seite ist der Arbeitsmarkt aber auch
der Globalisierung als gegenläufiger Kraft ausgesetzt. Unternehmen müs-
sen sich verstärkt in einem universalen Wettbewerb der internationalen
Konkurrenz stellen, die auch die Arbeitsverhältnisse unter einen massiven
und standortentscheidenden Kostendruck setzt. Ebenfalls weisen die Fol-
gen der Digitalisierung sowie die konjunkturelle Schnelllebigkeit in Rich-
tung weiterer Flexibilisierung. Auf kurzfristige Schwankungen der Nach-
frage oder strukturelle Veränderungen soll möglichst rasch mit einer be-
darfsgerechten Anpassung der Belegschaft reagiert werden können. Der Ar-
beitnehmer ist dabei als Ressource Mensch vergleichbar mit sonstigen Be-
triebsmitteln, die unter dem Anpassungsdruck der unternehmerischen
Vorgaben stehen.5

3 Grundlegend Naisbitt, Megatrends, S. 22 ff.
4 Hierunter versteht man nach dem Konzept des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-

rufsforschung (IAB) die Summe der Erwerbstätigen zuzüglich der Erwerbslosen
plus einer stillen Reserve, die sich insbesondere aus entmutigten, bereits ausge-
schiedenen oder im Bildungssystem gebundenen Personen zusammensetzt. Vgl.
eingehend Fuchs, J., Erwerbspersonenpotenzial und Stille Reserve – Konzeption
und Berechnungsweise, in: Kleinhenz (Hrsg.), IAB-Kompendium Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung, BeitrAB 250, S. 79 (81 ff.).

5 Vgl. zum Human Resource Management beispielhaft Lindner-Lohmann/ Loh-
mann/ Schirmer, Personalmanagement, S. 23 ff. und 225 ff.; Oechsler, Grundlagen
des Human Resource Management und der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehun-
gen, S. 111 ff.

Kapitel 1: Bestandsfragen im Arbeitsverhältnis – Eine Einführung

30


